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Hat ein Bürge sich schriftlich für die künftige Schuld 
eines namentlich hczeichneten Schuldners verbürgt9 die 
nicht zur Entstehung gelangt ist, so kann er sich für die 
Schuld eines anderen Schuldners in der Weise formgerecht 
verbürgen, daß mit Ermächtigung des Bürgen der Gläubiger 
in der in seinen Händen befindlichen Bürgschaftsurkunde 
den Hamen des zunächst in Aussicht genommenen Schuldners 
durch den des neuen ersetzt.
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Der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 18„ März 1968 unter 
Mitv/irkung des Senatcpräsidenton £r, Haidinger sowie 
der Bundesrichtcr Br, Mezger«, Dr, Weber, Mormann und 
Braxmaier

flir Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des 5* Zivil­
senats des Oberlandesgerichtc in Saarbrücken 
vom 18o Oktober 1965 wird auf Kosten des Be­
klagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand;

Der Beklagte war Gründer, Hauptgesellschafter und 
alleiniger Geschäftsführer der Wäschereiraa-
schinengesellschaft mit beschränkter Haftung in Dü#-

mit einem Geschäftsanteil von 96 # des Stamm­
kapitals; die restlichen 4 i> waren in Händen seiner 
Ehefrau, Ara 20, März 1961 beantragte die W # # p  als 
"Verkäuferin” und der Wäschereiinhaber Horst H ö f | 0 0  
in D Ü 0 0 0 B  als "Käufer” auf einem Formular der Klä­
gerin bei dieser ein Finanzierungsdarlehen von 36 750 DH 
zur Bezahlung eines angeblich von der W f l ^  an 
gelieferten Oberhemdensatzes (Bügelpressen) ”I 0 0 0 0 | ”„ 
Das Darlehen wurde mit 28 673 DM an die ausbezahlt.
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Die von dieser ausgestellten und von angenom­
menen monatlich fälligen Wechsel wurden ab Mai 1962 nich 
mehr eingelöst» Die und Horst versuchten
zunächst, die Maschinen an die Eheleute SchflBI EU ver­
kaufen, wobei die Restschuld durch die Kläge­
rin zu Lasten der Eheleute Schflp "umfinanziert" werden 
sollteo Im Laufe dieser Verhandlungen übernahm der Be­
klagte am 27o September 1962 schriftlich die selbst­
schuldnerische Bürgschaft für die Forderungen der Kläge­
rin gegen die Eheleute Schflp bis 23 000 DM» Der Verkauf 
an die Eheleute SchflP scheiterte jedoch» Die fiel
im Mai 1963 in Konkurs»

Die Klägerin nimmt für ihre Reotforderung von 
22 547?05 DM gegen den Beklagten persönlich
in Anspruch» Sie stützt die Klage in erster Linie da­
rauf, der Beklagte habe sich bei einem Telefongespräch 
mit ihrem Prokuristen SchöflBlp am 14» Dezember 1962 
persönlich verpflichtet, die Restschuld zu bezahlen; 
dabei habe der Beklagte ihren Prokuristen ermächtigt, 
die Bürgschaftserklärung des Beklagten vom 27 » Septem­
ber 1962 entsprechend zu berichtigen» Die Klägerin be­
hauptet ferner, der Beklagte habe sie bei dem Finanzie­
rungsgeschäft betrogen: In Wirklichkeit habe die Wtflflp 
überhaupt keine Bügelpressen an Horst gelie­
fert» Dieser habe vielmehr die Maschinen im Jahre 1959 
vom Hersteller bezogen und den Kauf durch die 
Kreditbank AG H 0 B B P  finanzieren lassen» Im Jahre 
I960 hätten dann die W f l P  and den Ankauf
der Maschinen ein zweites Mal durch die Kundenkredit­
bank und schließlich am 20» März 1961 ein drittes Mal 
durch die Klägerin "finanzieren” lassen und sich so 
die Darlehen erschwindelt»



Die Vorinstanzen haben nach eingehender Beweisauf­
nahme ein Telefongespräch des von der Klägerin behaup­
teten Inhalts zwischen dem Beklagten und dem Prokuri­
sten der Klägerin SchüflHB als bewiesen angesehen und 
den Beklagten antragsgemäß verurteilte Dabei hat das 
Bandgericht in der fernmündlichen Erklärung des Beklag­
ten eine Bürgschaftserklärung* das Oberlandesgericht da­
gegen einen (nicht formbedürftigen) Schuldbeitritt ge­
funden» Hit der Revision erstrebt der Beklagte Klagab- 
weisungo Die Klägerin beantragt* die Revision zurückzu- 
weisen»

Entsche id ungsgründei

1» Die Revision rügt* die (angebliche) fernmündli­
che Erklärung des Beklagten vom 14* Dezember 1962 sei 
nicht ein formlos gültiger Schuldbeitritt* sondern al­
lenfalls eine formbedürftige - aber mangels Beobach­
tung der Schriftform rechtsunwirksame - Bürgschafts­
erklärung»

Die Rüge bleibt im Ergebnis ohne Erfolg» Dabei 
kann unentschieden bleiben* ob die fernmündliche Er­
klärung des Beklagten vom 14» Dezember 1962 eine Bürg­
schaftserklärung oder einen Schuldbeitritt enthielt* 
ferner, ob* wie das Berufungsgericht in einer Hilfsbe­
gründung annimmt, eine Bürgschaftserklärung des Be­
klagten im Hinblick auf § 350 HOB nicht der Schrift­
form bedurfte* wenn der Beklagte wegen seiner be­
herrschenden Stellung in der W ^ p  selbst als Kaufmann



wie bereits dasanzusehen sein solltes Denn hier ist,
Landgericht zutreffend angenommen hat, die Schriftform 
des § 766 BGB gewahrt, weil der Prokurist S c h ö ^ H I B  
der Klägerin die Bürgschaftsurkunde vom 27« September 
1962 (SchflB) aufgrund der Ermächtigung seitens des 
Beklagten dahin geändert hat, daß die Bürgschaft nun­
mehr für die Schuld des Horst galt»

Dos Berufungsgericht würdigt zwar - von seinem Stand­
punkt aus mit Recht - nicht ausdrücklich den Teil der 
Eewei sauf nähme 9 der sich auf die Ermächtigung des Pro­
kuristen SchüflHIB zur Änderung der Urkunde bezieht» 
Nach dem Zusammenhang der Beweiswürdigung hat das Beru­
fungsgericht jedoch den drei Zeugen der Klägerin nicht 
nur insoweit Glauben geschenkt, als sie die mündliche 
Bürgschoftsübernahme durch den Beklagten bekundet ha­
ben, sondern auch insoweit, als sie ausgesagt haben, 
der Beklagte habe bei diesem Telefongespräch den Pro­
kuristen Schö^BH) auch ermächtigt, die Urkunde ent­
sprechend zu berichtigen» Sonst hätte es die überein­
stimmenden Aussagen der drei Zeugen nicht als "frei von 
jedem Widerspruch" (BU S» 5) bezeichnen können und hät­
te sich damit auseinandergesetzt, daß es den Zeugen 
zwar die angebliche Bürgschaftsübernahme durch den Be­
klagten, nicht aber die im selben Telefongespräch vom 
Beklagten ausgesprochene Ermächtigung zur Berichtigung 
der Urkunde glaubte» Das Berufungsurteil kann deshalb 
nur so verstanden werden, daß das Berufungsgericht so­
wohl die fernmündliche Bürgschaftserklärung des Be­
klagten als auch die Ermächtigung an SchöflBB, die 
Bürgschaftsurkunde zu ändern, als erwiesen angesehen 
hat»



Es bedarf keiner Begründung, daß der Beklagte mit Zu­
stimmung der verfügungsberechtigten Klägerin die von ihm 
ausgestellte Bürgschaftsurkunde vom 27« September 1962 
abändern konnte« Er brauchte, um den Erfordernissen des 
§ 126 BGB zu genügen, dies jedoch nicht eigenhändig zu 
tun. Eigenhändig muß nach § 126 BGB nur die Unterschrift 
sein« Es ist sogar allgemein anerkannt, daß auch die Un­
terschrift in Vollmacht des Ausstellers von einem Brit­
ten mit dem Namen des Ausstellers geleistet werden kann, 
ÜDsoweniger kann es zweifelhaft sein, daß die Klägerin 
als berechtigte Inhaberin die Urkunde aufgrund einer Er­
mächtigung des Beklagten als Ausstellers inhaltlich än­
dern durfte.

§ 766 BGB erfordert allerdings nicht nur Schriftform, 
sondern schriftliche Erteilung der Bürgschaftserklärung. 
Das bedeutet, daß der Gläubiger die tatsächliche Verfü­
gungsgewalt über die Urkunde oder deren Abschrift mit 
dem Einverständnis des Bürgen erlangt (RGZ 126, 121 ff). 
In der Regel folgt diese Erteilung der Bürgschaftsurkun­
de zeitlich der Ausstellung der Urkunde. Hier hatte da­
gegen die Klägerin die Bürgschaftsurkunde bereits in Hän­
den, als sie diese, ermächtigt durch den Beklagten, än­
derte und ihr damit erst den hier allein interessieren­
den Inhalt einer Bürgschaft für die Schuld des Horst 
H ö d l B  gab. In einem solchen Ball genügt es, daß die 
geänderte Urkunde im Einverständnis des Bürgen weiter 
im Besitz des Gläubigers verbleiben soll (vgl. RGZ 592 
42). Es braucht nicht etwa die Urkunde zunächst an den 
Bürgen zurück- und von diesem wieder an den Gläubiger 
gegeben zu werden (vgl.§ 929Satz. 2 BGB). Schließlich 
ist es auch für die Rechtswirksamkeit der Bürgschafts­
erklärung unschädlich, daß das alte Ausstellungsdatum 
(27, September 1962) nicht geändert wurde* Aua dem von
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SchüflH^p auf die Urkunde gesetzten Vermerk ergab sich:. 
daß die Änderung von H. Dezember 1962 datierte. Im üb­
rigen ist für eine Bürgschaftsurkunde eine Datierung 
nicht wesentlich und eine unrichtige Datierung deshalb 
unschädlich,

Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe hier 
eine Bürgschaftserklärung - statt eines Schuldbeitritts - 
annehmen müssen, verhilft ihr demnach schon deshalb nicht 
zum Erfolg, weil die Formvorschrift des § 766 BGB gewahrt 
ist,

20 a) Das Berufungsgericht führt zur Begründung sei­
ner Feststellung, der Beklagte habe sich am 14o Dezember 
1962 persönlich als Schuldner der Restschuld bekannt, 
aus:

Die vom Zeugen SchöflBHI insoweit beschworene Aus­
sage sei frei von jedem inneren Widerspruch» Auch seien 
gegen die persönliche Glaubwürdigkeit des Zeugen Be­
denken nicht hervorgetreten«, Die Behauptung des Beklag­
ten, er habe bei dem Telefongespräch nur unverbindlich 
in Aussicht gestellt, als Geschäftsführer der für
die Schuldenzahlung sorgen zu wollen, verdiene keinen 
Glauben, weil sie der damaligen Situation nicht mehr 
entsprochen habe«, Denn damals habe bereits festgestan­
den, daß beide Schuldner ( H ö f l B B  und nicht
hätten zahlen können<> Ferner habe der Beklagte sich 
bereits in der Bürgschaftsurkunde vom 27» September 
1962 grundsätzlich zu einer persönlichen Haftung be­
kannte Ihm habe auch in besonderem Maße persönlich an 
einer Bereinigung der Angelegenheit gelegen, v/eil ihm 
eine weitere Erörterung der zweifachen "Finanzierung"
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unangenehm gewesen sei, selbst wenn er für diese nicht 
persönlich verantwortlich gewesen sein sollte. Die Aus­
sage des Zeugen SchüflBP werde außerdem durch die über 
einstimrr.enden Aussagen der Zeugen BflHB und Ifli sowie 
durch den von SchöflBV im Anschluß an das Telefonge­
spräch niedergelegten und von allen drei Zeugen unter­
schriebenen Aktenvermerk gestützt, in gewisser V/eise 
auch durch das eigene Schreiben des Beklagten vom 14» 
Dezember 1962, in dem dieser erklärt, der Unterzeich­
nete Dr. Rothenberger (das ist der Beklagte) sei ge­
willt und werde bemüht sein, die Verpflichtungen aus 
der Finanzierung (HoflHB) abzudecken» Die der Dar­
stellung der Klägerin möglicherweise entgegenstehende 
Aussage der Zeugin Stfl^B (Ehefrau des Steuerberaters 
der WfHP) schlage gegenüber dem übrigen Beweisergebnis 
nicht durch» Auf eine weitere Klärung der Vorgänge vor 
und nach dem 14. Dezember 1962 komme es nicht an»

Die Revision rügt Verletzung des § 286 ZPO» Die Rü­
gen greifen nicht durch»

b) Zu Unrecht rügt die Revision, das Berufungsge­
richt habe die Zeugin StBlB erneut vernehmen müssen» 
Dies zu tun lag gemäß § 398 ZPO in seinem Ermessen»
Die Revision hat einen Ermessensfehler nicht aufge­
deckt » Durch die erneute Vernehmung der Zeugin soll­
te in einem ITebenpunkt die Unrichtigkeit der Aussage 
des Zeugen Schö^BBl bewiesen werden» Da der Zeuge 
Schöneborn schon vor der Ehefrau St^^B als Zeuge 
vernommen war, hätte der Beklagte die Zeugin StflB 
insoweit schon bei ihrer Vernehmung befragen können» 
Schon dies rechtfertigte die Ablehnung einer erneuten 
Vernehmung»
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c) Der Eeklagte hat sich in der Berufungsinstanz 
erstmals darauf berufen? er habe dem Bestätigungsschrei­
ben der Klägerin vom 14» Dezember 1962? durch das diese 
ein Telefongespräch des jetzt von ihr behaupteten Inhalts 
bestätigte, durch Schreiben vom 19» Dezember 1962 wider­
sprochen» Das Schreiben soll nach dem vorgelegten Durch­
schlag gelautet haben (auszugsweise):

"Ich bin mehr als erstaunt, daß Sie mir mit die­
sen Schreiben Erklärungen bestätigen, die ich an­
geblich anläßlich meines Telefonats von l4o ds» mit 
Ihren Herrn SchÖflilBl abgegeben haben soll* Weder 
habe ich Sie ermächtigt? die SchB^-Bürgochaft auf 
H ö M B B  umzuschreibenp noch habe ich mich für die 
Schuld in irgend einer Dorm persönlich verbürgte 
Ich bat Sie als Geschäftsführer in Hanen der Wfl^P 
um Geduld bis Anfang 1963, da erst dann die finan­
zielle Lage der W ü b e r b l i c k t  werden könne» Von 
einer persönlichen Bürgschaft neiner Person für Ihre 
Forderung " K ö f l Ü W  war Deinerseits überhaupt nicht 
die Rede, sondern ich versprach Ihnen als Geschäfts­
führer der alles zu tun, damit die WjflV ih­
ren Verpflichtungen nachkomne, wie ich Ihnen dies 
bereits mit meinem Schreiben von 14o dsQ mitgeteilt habe»11

Die Klägerin bestreitet, daß sie ein solches Schrei­
ben erhalten und daß der Beklagte es überhaupt abge- 
sandt habe« Das Berufungsgericht läßt beides unentschie­
den, weil auch ein solches Schreiben des Beklagten für 
die Beweiswürdigung keine entscheidende Bedeutung habe» 
Es lasse sich so erklären, daß der Beklagte nachträglich 
bedauert habe, sich bei dem Telefongespräch vom 14» De­
zember festgelegt zu haben» Der Beklagte habe dann ver­
sucht, sich durch ein eigenes Widerspruchsschreiben eine 
bessere Beweisposition für spätere Auseinandersetzungen 
zu beschaffen» Durch ein solches Schreiben habe er aber 
die am 14«. Dezember 1962 getroffene Regelung nicht wie­
der umstoßen können»



Zu Unrecht hält die Revision das Berufungsurteil in­
soweit für widersprüchlich, Gerade wenn in dem Schreiben 
des Beklagten von H ^  Dezember 1962 die Bestätigung einer 
persönlichen Haftungsübernahme seitens des Beklagten zu 
finden war, konnte das Schreiben vom 19o Dezember 1962 
den Zweck haben3 einer solchen Auslegung des Schreibens 
vom H» Dezember 1962 vorbeugend zu begegnen»

d) Auf die weiteren Revisionsrügen braucht im einzel­
nen nicht eingegangen zu werden., v/eil sie unbeachtliche 
Angriffe auf die Beweiswürdigung oder die Auslegung des 
Berufungsgerichts enthalten» Das Berufungsurteil enthält 
Seite 7 unten offensichtlich einen Diktatfehler: statt 
!,im Frozeßwege" muß es heißen "im Regreßv/ege"; damit ent­
fällt die an diese Stelle anknüpfende Revisionsrüge«

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZFO»

Br» Haidinger Dr« Mezger Dr« Weber Morroann Braxmaier
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